
 
Allgemeine Geschäftsbedingungen der Evers Transport & Logistics GmbH, Eilter Dorfstraße 4, 
29693 Ahlden  
 
§ 1 Geltungsbereich, Informationen, Allgemeines  
1. Diese Allgemeinen Verkaufs- und Lieferbedingungen gelten zwischen uns und unseren Kunden 
ausschließlich. Sofern nicht ausdrücklich anders vereinbart, finden abweichenden 
Geschäftsbedingungen keine Anwendung. Einem entgegenstehenden Abtretungsverbot wird hiermit 

ausdrücklich widersprochen.  

 

Wir sind berechtigt, die Ansprüche aus unserer Geschäftsverbindung abzutreten. Unsere Forderungen 

sind an die BFS finance GmbH, Verl, abgetreten. Zahlungen können mit schuldbefreiender Wirkung nur 

an die BFS finance GmbH erfolgen. Die Bankverbindung ist dem Hinweis auf der Rechnung zu 

entnehmen. 

 

2. Kunden im Sinne dieser Allgemeinen Verkaufs- und Lieferbedingungen sind Verbraucher, die das 
18. Lebensjahr vollendet haben, als auch Unternehmer. Ein Verkauf an Verbraucher, die das 18. 
Lebensjahr noch nicht vollendet haben, findet nicht statt.  

a. Unternehmer im Sinne dieser AGB ist entsprechend § 14 BGB jede natürliche oder juristische 
Person oder rechtsfähige Personengesellschaft (z.B. Aktiengesellschaft, GmbH), die bei Abschluss des 
Rechtsgeschäfts in Ausübung ihrer gewerblichen oder selbständigen beruflichen Tätigkeit handelt. 
Eine rechtsfähige Personengesellschaft ist eine Personengesellschaft, die mit der Fähigkeit 
ausgestattet ist, Rechte zu erwerben und Verbindlichkeiten einzugehen.  

b. Verbraucher im Sinne dieser AGB ist entsprechend § 13 BGB jede natürliche Person, die ein 
Rechtsgeschäft zu einem Zweck abschließt, dass weder ihrer gewerblichen noch ihrer selbständigen 
beruflichen Tätigkeit zugerechnet werden kann.  

3. Unser Verkaufspersonal ist nicht berechtigt, mündliche Vereinbarungen mit dem Kunden im 
Zusammenhang mit dem Vertrag zu treffen, die von unseren Bestellformularen oder diesen 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen abweichen.  
 
§ 2 Vertragsschluss und Zahlung  
1. In Prospekten, Anzeigen und anderem Werbematerial enthaltene Angebote und Preisangaben 
stellen keine verbindlichen Angebote des Verkäufers dar, sondern dienen zur Abgabe eines 
verbindlichen Angebots durch den Kunden.  

2. Der Kunde ist an eine von ihm unterzeichnete und von uns nicht angenommene Bestellung 14 
Kalendertage nach Absendung gebunden. Wir sind berechtigt, das Angebot innerhalb dieser Frist 
anzunehmen. Wir können das Angebot annehmen,  

a. indem wir dem Kunden eine Auftragsbestätigung in Textform (Fax oder E-Mail) übermitteln, wobei 
insoweit der Zugang der Auftragsbestätigung beim Kunden maßgeblich ist, oder  

b. indem wir dem Kunden die bestellte Ware liefern, wobei insoweit der Zugang der Ware beim 
Kunden maßgeblich ist, oder  

c. indem wir dem Kunden nach Abgabe von dessen Bestellung zur Zahlung auffordern oder 
auffordern lassen.  
 
Liegen mehrere der vorgenannten Alternativen vor, kommt der Vertrag in dem Zeitpunkt zustande, 
in dem eine der vorgenannten Alternativen zuerst eintritt. Die Frist zur Annahme des Angebots 
beginnt am Tag, nach der Absendung des Angebots durch den Kunden zu laufen und endet mit dem 
Ablauf des siebten Tages, welcher auf die Absendung des Angebots folgt. Nimmt der Verkäufer das 
Angebot des Kunden innerhalb vorgenannter Frist nicht an, so gilt dies als Ablehnung des Angebots 
mit der Folge, dass der Kunde nicht mehr an seine Willenserklärung gebunden ist.  



3. Der Käufer darf nur dann eigene Ansprüche gegen unsere Ansprüche aufrechnen, wenn die 
Gegenansprüche unbestritten oder rechtskräftig festgestellt sind. Zur Zurückbehaltung ist der Käufer 
auch wegen Gegenansprüchen aus demselben Vertragsverhältnis berechtigt.  
4. Unsere Rechnungen sind sofort nach Zugang ohne jeden Abzug fällig. Zahlungsverzug tritt 
spätestens nach Ablauf von 14 Tagen nach Zugang der Rechnung ein. Dies gilt für Verbraucher nur 
dann, wenn sie in unserer Rechnung ausdrücklich darauf hingewiesen worden sind. Die rechtzeitige 
Zahlung ist nur dann gegeben, wenn der Rechnungsbetrag innerhalb dieser Frist auf einem unserer 
Geschäftskonten zu dessen endgültiger freier Verfügung eingegangen ist.  
5. Ab Verzug wird die offene Forderung bei Verbrauchern in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem 
jeweiligen Basiszinssatz verzinst. Sofern es sich bei den Kunden um einen Unternehmer handelt, wird 
die offene Forderung mit 9 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz verzinst. Wird ein 
höherer Zinssatz durch Inanspruchnahme von Bankkrediten etc. nachgewiesen, sind wir jedoch 
berechtigt, den höheren Zinssatz geltend zu machen. Im Falle des Verzuges mit mehr als einer 

Verbindlichkeit sind die gesamten Forderungen gegen den Kunden sofort zur Zahlung fällig. 
 
§ 3 Preise und Lieferungen  
1. Sofern sich aus der Beschreibung des Verkäufers nichts anderes ergibt, handelt es sich bei den 
angegebenen Preisen um Gesamtpreise, die die gesetzliche Umsatzsteuer enthalten. Gegebenenfalls 
zusätzliche anfallende Liefer- und Versandkosten werden in der jeweiligen Produktbeschreibung 
gesondert angegeben.  

2. Bei Lieferungen in Länder außerhalb der Europäischen Union können im Einzelfall weitere Kosten 
anfallen, die der Verkäufer nicht zu vertreten hat und die vom Kunden zu tragen sind. Hierzu zählen 
beispielsweise Kosten für die Geldübermittlung durch Kreditinstitute (z.B. Überweisungsgebühren, 
Wechselkursgebühren) oder einfuhrrechtliche Abgaben bzw. Steuern (z.B. Zölle). Solche Kosten 
können in Bezug auf die Geldübermittlung auch dann anfallen, wenn die Lieferung nicht in ein Land 
außerhalb der Europäischen Union erfolgt, der Kund die Zahlung aber von einem Land außerhalb der 
Europäischen Union aus vornimmt.  

3. Sollten wir einen vereinbarten Liefertermin nicht einhalten, so hat uns der Verkäufer eine 
angemessene Nachfrist zu setzen, die in keinem Fall zwei Wochen unterschreiten darf.  

4. Scheitert die Zustellung der Ware aus Gründen, die der Kunde zu vertreten hat, trägt der Kunde 
die dem Verkäufer hierdurch entstehenden angemessenen Kosten.  

5. Die Gefahr des zufälligen Untergangs oder Verschlechterung der Ware geht spätestens mit der 
Übergabe auf den Kunden über.  
 
§ 4 Höhere Gewalt  
1. Ist die Einhaltung von Fristen auf höhere Gewalt, z.B. Mobilmachung, Krieg, Aufruhe oder auf 
ähnliche, nicht von uns zu vertretende Ereignisse, z.B. Streik, Corona, Pandemie oder Aussperrung 
zurückzuführen, so verlängern sich die Fristen um die Zeiten, während derer das vorbezeichnete 
Ereignis oder seine Wirkung andauern.  

2. Wir haften bei Verzögerung der Leistung in Fällen des Vorsatzes oder der groben Fahrlässigkeit 
unsererseits oder eines Vertreters oder Erfüllungsgehilfen sowie bei einer leicht fahrlässig 
verursachten Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit nach den gesetzlichen 
Bestimmungen.  
 
In anderen Fällen des Verzugs wird unsere Haftung für den Schadensersatz neben der Leistung auf 
insgesamt 5 % und für den Schadensersatz statt der Leistung (einschließlich des Ersatzes vergeblicher 
Aufwendungen) auf insgesamt 5 % des Wertes der Lieferung begrenzt. Weitergehende Ansprüche 
des Kunden sind – auch nach Ablauf einer uns gesetzten Frist zur Leistung – ausgeschlossen.  
Diese Beschränkung gilt nicht bei schuldhafter Verletzung wesentlicher Vertragspflichten. Der 
Schadensersatzanspruch für die schuldhafte Verletzung wesentlicher Vertragspflichten ist  



jedoch auf den vertragstypischen vorhersehbaren Schaden begrenzt, soweit nicht sogleich ein 
weiterer Fall nach Satz 1 dieses Absatzes gegeben ist.  
Das Recht des Kunden zum Rücktritt vom Vertrag nach § 326 Abs. 5 BGB bleibt davon unberührt.  
Eine Änderung der Beweislast zum Nachteil des Kunden ist mit den vorstehenden Regelungen nicht 
verbunden.  
 
§ 5 Eigentumsvorbehalt  
1. Wir behalten uns das Eigentum an der gelieferten Ware bis zur vollständigen Bezahlung des 
Kaufpreises für diese Ware vor.  

2. Solange das Eigentum noch nicht auf den unternehmerischen Kunden übergangen ist, hat dieser 
die gelieferten Sachen pfleglich zu behandeln. Wir sind unverzüglich zu benachrichtigen, falls die 
gelieferten Gegenstände gepfändet oder sonstigen Eingriffen Dritter ausgesetzt sind.  

3. Der unternehmerische Kunde ist zur Weiterveräußerung der Ware im ordnungsgemäßen 
Geschäftsverkehr berechtigt. Die Forderungen aus der Weiterveräußerung der 
Vorbehaltsgegenstände tritt der Kunde bereits jetzt an uns ab. Wir nehmen die Abtretung an. Diese 
Abtretung gilt unabhängig davon, ob die Gegenstände ohne oder nach Verarbeitung weiterverkauft 
worden sind. Falls zwischen uns und dem Kunden ein Kontokorrentverhältnis nach § 355 HGB besteht, 

bezieht sich die Vorausabtretung auch auf den anerkannten Saldo. Der Kunde bleibt zur Einziehung 
der Forderung auch nach der Abtretung berechtigt. Die Befugnis von uns, die Forderung selbst 
einzuziehen, bleibt davon unberührt. Wir werden jedoch die Forderung nicht einziehen, solange der 
Kunde seinen Zahlungsverpflichtungen uns gegenüber nachkommt, nicht in Zahlungsverzug ist und 
insbesondere kein Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens gestellt ist oder 
Zahlungseinstellung vorliegt.  

4. Sofern das Eigentum von uns an den Vorbehaltswaren infolge Vermischung oder Verbindung mit 
anderen Sachen (§§ 947, 948) erlischt, so gehen die Eigentums- bzw. Miteigentumsrechte des 
Kunden an den vermischten Bestand oder der einheitlichen Sache im Verhältnis des 
Fakturaendbetrags der Vorbehaltsgegenstände zu der Summe der Fakturaendbeträge der anderen 
vermischten oder verbundenen Sachen auf uns über.  
 
In diesem Fall setzt sich das Anwartschaftsrecht des Kunden an den Gegenständen an der 
ungebildeten Sache fort. Sofern die Vermischung in der Weise erfolgt, dass die Sache des Kunden als 
Hauptsache anzusehen ist, gilt als vereinbart, dass der Kunde uns anteilig Miteigentum überträgt und 
das so entstandene Alleineigentum oder Miteigentum für uns verwahrt.  
5. Greifen Dritte auf die Vorbehaltsware zu, insbesondere durch Pfändung, wird der Käufer sie 
unverzüglich auf das Eigentum des Verkäufers hinweisen und den Verkäufer hierüber informieren, 
um ihm die Durchsetzung seiner Eigentumsrechte zu ermöglichen. Sofern der Dritte nicht in der Lage 
ist, dem Verkäufer die in diesem Zusammenhang entstehenden gerichtlichen oder außergerichtlichen 
Kosten zu erstatten, haftet hierfür der Käufer dem Verkäufer.  

6. Wir sind berechtigt, bei vertragswidrigem Verhalten des Kunden, insbesondere bei 
Zahlungsverzug, vom Vertrag zurückzutreten und die Ware herauszuverlangen. Zur Geltendmachung 
des Eigentumsvorbehalts ist ein Rücktritt vom Vertrag jedoch nicht erforderlich, es sei denn, der 
Kunde ist Verbraucher.  
 
§ 6 Gewährleistung  
1. Bei einer im Einzelfall mit dem Verkäufer vereinbarte Lieferung gebrauchter Sachen im 
Rechtssinne finden die gesetzlichen Gewährleistungsregelungen Anwendung. Tieren sind  
 



 
jedenfalls dann gebrauchte Sachen im Rechtssinne, wenn sie nicht mehr als Jungtiere (Ferkel, Kälber, 
Fohlen, Küken) angesehen werden können.  

2. Für die Sachmängelgewährleistung von neuen Sachen im Rechtssinne (Jungtiere) gelten die 
folgenden Bestimmungen:  

a. Dem Käufer wird bei Lieferung ein Gesundheitszeugnis (Ferkel-Zertifikat) zur Verfügung gestellt. 
Soweit sich aus dem Gesundheitszeugnis Erkrankungen des Ferkelstamms ergeben, sind diese 
Erkrankungen, auch wenn keine Klinik vorliegt, in die vereinbarte Beschaffenheit des 
Kaufgegenstandes einbezogen. Darüber hinaus werden Beschaffenheits- oder Haltbarkeitsgarantien 
nicht abgegeben.  

b. Die Gewährleistungsfrist beträgt 1 Jahr ab Lieferung  

c. Die gelieferten Tiere sind unverzüglich nach Ablieferung an den Auftraggeber oder an den von ihm 
bestimmten Dritten sorgfältig zu untersuchen. Sie gelten als genehmigt, wenn nicht eine Mängelrüge 
hinsichtlich offensichtlicher Mängel oder anderer Mängel, die bei unverzüglichen, sorgfältigen 
Untersuchungen erkennbar waren, im Beisein der Lieferperson gerügt und auf dem Lieferschein 
notiert werden.  
 
Bei Mängeln, die nicht unverzüglich erkennbar waren, hat die Rüge binnen 7 Werktagen nach der 
Entdeckung des Mangels oder dem Zeitpunkt, in dem der Mangel für den Auftraggeber bei normaler 
Verwendung des Tieres ohne nähere Untersuchung erkennbar war, dem Verkäufer schriftlich 
zuzugehen. Auf Verlangen des Verkäufers ist der beanstandete Liefergegenstand frachtfrei an den 
Verkäufer zurückzusenden. Bei berechtigter Mängelrüge vergütet der Verkäufer die Kosten des 
günstigsten Versandweges. Dies gilt nicht, soweit die Kosten sich erhöhen, weil der Liefergegenstand 
sich an einem anderen Ort als dem Ort des bestimmungsgemäßen Gebrauchs befindet.  
d. Durch die Beachtung von Sorgfaltspflichten bei der Aufstallung von Mastferkeln oder anderen 
Tieren kann das Risiko, dass die Mastferkel oder die anderen Tiere an Infektionskrankheiten 
erkranken, erheblich gesenkt werden. Die Gewährleistung entfällt daher für Infektionskrankheiten 
bei Mastferkeln oder anderen Tieren, wenn der Käufer gegen die folgenden Aufstallungsrichtlinien 
verstößt:  

(1) Die Aufstallung erfolgt in gründlich gereinigten und korrekt desinfizierten Stallungen. Nach 
Reinigung und Desinfektion müssen die Stallungen mindestens 24 Stunden leer stehen.  

(2) Die Stallungen sind ggfs. vor Aufstallung vorzuheizen auf 25 bis 26 ° C.  

(3) Ab Aufstallung muss für die Mastferkel und für die anderen Tiere permanent Wasser angeboten 
werden.  

(4) Das eingesetzte Futter ist auf Alter und Nutzungsgruppe einzurichten.  

(5) Tiere aus einem unterschiedlichen Ursprungsbestand bzw. aus unterschiedlichen Ketten oder von 
unterschiedlichen Ferkelerzeugern sind, auch bei gleichzeitigem Zukauf, räumlich getrennt 
aufzustallen.  

(6) Die Mastferkel und die anderen Tiere sind bei der Aufstallung nur über gesäuberte und 
desinfizierte Treibewege in die jeweiligen Stallabteile zu leiten. Ein Durchtreiben durch belegte 
Abteile darf nicht erfolgen.  

(7) Eine absolute Überbelegung der Abteile hat zu unterbleiben. Eine solche absolute Überbelegung 
liegt vor, wenn gegen gesetzlichen Vorgaben verstoßen wird.  

(8) Ein Bestandsbesuch ist zu führen.  

3. Beruht ein Mangel auf dem Verschulden des Verkäufers kann der Auftraggeber unter den in §7 
bestimmten Voraussetzungen Schadensersatz verlangen. Ansprüche aus dem Produkthaftungsgesetz 
werden von diesen Lieferbedingungen nicht berührt.  
 



§ 7 Haftung auf Schadensersatz wegen Verschuldens  
1. Ist der Kunde Unternehmer, haften wir für Sachmängel in Fällen des Vorsatzes oder der groben 
Fahrlässigkeit unsererseits oder eines Vertreters / Erfüllungsgehilfen sowie bei einer schuldhaft 
verursachten Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit nach den gesetzlichen 
Bestimmungen. Unsere Haftung ist in Fällen grober Fahrlässigkeit jedoch auf den vertragstypischen, 
vorhersehbaren Schaden begrenzt. Unbeschadet dessen haften wir nach dem Produkthaftungsgesetz 
wegen einer schuldhaften Verletzung wesentlicher Vertragspflichten oder soweit wir den Mangel 
arglistig verschwiegen oder eine Garantie für die Beschaffenheit des Liefergegenstandes 
übernommen haben. Der Schadensersatzanspruch für die Verletzung wesentlicher Vertragspflichten 
ist jedoch auf den vertragstypischen vorhersehbaren Schaden begrenzt.  

2. Handelt es sich bei dem Kunden um einen Unternehmer, beträgt die Verjährungsfrist für 
Ansprüche und Rechte wegen Mängeln der Lieferungen – gleich aus welchem Rechtsgrund – 1 Jahr.  

3. Die Verjährungsfristen nach Absatz 2 gelten jedoch mit folgender Maßgabe:  

a. Die Verjährungsfristen gelten generell nicht im Falle des Vorsatzes oder bei arglistigem 
Verschweigen eines Mangels oder soweit wir eine Garantie für die Beschaffenheit des 
Liefergegenstandes übernommen haben.  

b. Die Verjährungsfristen gelten für Schadensersatzansprüche zudem nicht bei einer grob 
fahrlässigen Pflichtverletzung, im Falle – nicht in der Lieferung einer mangelhaften Sache 
bestehender – schuldhafter Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, in den Fällen einer schuldhaft 
verursachten Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit oder bei Ansprüche nach dem 
Produkthaftungsgesetz. Die Verjährungsfristen für Schadensersatzansprüche gelten auch für den 
Ersatz vergeblicher Aufwendungen.  

4. Tritt ein Kunde – ohne Rechtsgrund – vom Vertrag zurück, werden 25 % des Auftragswertes als 
Schadensersatz in Euro fällig. Ein erhöhter Schadens- bzw. Aufwendungsersatz kann dabei vom 
Verkäufer nachgewiesen und verlangt werden.  
 
§ 8 Schlachtvieh  
1. Der Anlieferer/Kunde hat das zur Verwertung bestimmte Vieh in futterleerem (nüchternem) 
Zustand unter Einhaltung der tierschutzrechtlichen Vorschriften ab Hof bereit zu stellen, soweit 
nichts anderes vereinbart wird.  

2. Der Anlieferer/Kunde hat die gesetzlichen Anforderungen der Kennzeichnung und der Meldung 
des angelieferten Viehs einzuhalten. Die entsprechenden Dokumente (z.B. Tierpass) werden vom 
Anlieferer/Kunden ordnungsgemäß beigebracht.  

3. Zur Schlachtung werden ausschließlich Tiere angenommen, für die eine Schlachterlaubnis vorliegt 
und die nach Durchführung der Schlachttieruntersuchung auf der Grundlage der 
lebensmittelhygienerechtlichen Bestimmungen als beanstandungsfrei beurteilt werden.  

4. Die Gefahr des Untergangs bzw. der Beschädigung geht im Schlachtviehbereich ab Laderampe des 
Transportfahrzeugs auf diese über.  

5. Wir können bestimmte Risiken auf Kosten des Anlieferers/Kunden versichern. In diese Regelung 
werden nicht einbezogen:  

a. Tiere mit äußerlich sichtbaren oder dem Anlieferer/Kunden bekannten und unbekannten 
versteckten Mängeln (z.B. Ebrigkeit, Binneneberigkeit, Zwitter, Rotlauf, Räude, Lähmung, Pest, 
Schweineleukose und Seuchen aller Art)  
 



 
b. Tiere, die zur Sonderschlachtung oder wegen Krankheitsverdacht angeliefert werden und denen 
nach der Schlachttieruntersuchung gemäß lebensmittelhygienerechtlichen Bestimmungen die 
Schlachterlaubnis versagt wurde  

c. Schlachtschweine mit einem Schlachtgewicht von weniger als 70 kg  

d. Tiere, die aufgrund von amtlichen Fleischprobeuntersuchungen beanstandet werden.  

6. Die durch die Schlachtung und Entsorgung der in Ziffer 6 a bis d genannten Tiere entstehenden 
Kosten trägt der Anlieferer/Kunde, soweit nicht öffentliche Stellen hierfür aufkommen. Der uns 
erteilte Schlachtauftrag/Entsorgungsauftrag gilt als im Namen und auf Rechnung des 
Anlieferers/Kunden erteilt.  

7. Bei Schäden, die durch eine Versicherung oder durch eigene Schadensvorsorge von uns abgedeckt 
sind, wird die Kommission durch Selbsteintritt abgewickelt.  

8. Ein bei der kommissionsweisen Verwertung ausbedungener Eigentumsvorbehalt steht uns 
treuhänderisch zu; wir sind berechtigt, alle Rechte hieraus geltend zu machen.  

9. Die angelieferten Schlachttiere müssen frei von lebensmittelrechtlichen nicht zulässigen 
Wirkstoffen sein. Es dürfen keine verbotenen oder nicht zugelassenen Stoffe verabreicht sein und es 
müssen nach Anwendung zugelassener pharmakologisch wirksamer Stoffe die festgesetzten 
Wartefristen eingehalten worden sein. Es werden ausschließlich Schlachttiere angeliefert, deren 
Fleisch keine Rückstände oder Gehalte von Stoffen enthalten, die die festgesetzten Höchstmengen 
oder Beurteilungswerte oder Werte überschreiten, die nach wissenschaftlichen Erkenntnissen 
gesundheitlich unbedenklich sind.  

10. Werden die geschlachteten Tiere aufgrund von amtlichen oder gesetzlich vorgeschriebenen 
Probeuntersuchungen beanstandet, haftet der Anlieferer/Kunde für alle hieraus entstehenden 
Schäden nach den gesetzlichen Vorschriften. Bei einer fleischbeschaulichen Beanstandung haben wir 
das Recht, ohne vorherige Information des Anlieferers/Kunden, die Schlachtkörper zu verwerten. Der 
Anlieferer/Kunde erkennt das Ergebnis der amtlich oder gesetzlich vorgeschriebenen 
Probeuntersuchungen an.  

11. Die Verwiegung, Klassifizierung, Kennzeichnung und Bewertung von Schlachtkörpern erfolgt 
ebenso wie die Ausschlachtung bzw. Schnittführung der Tiere nach den jeweils gültigen gesetzlichen 
Regelungen.  

12. Die Abrechnung für die angelieferten Schlachttiere – soweit nicht anderes vereinbart worden ist – 
erfolgt nach Schlachtgewicht und Schlachtwert auf Basis der Freigabe durch die gesetzliche 
Fleischuntersuchung sowie entsprechend der jeweils gültigen gesetzlichen Regelungen.  

13. Preisabschläge für Mindererlöse aufgrund von Mängeln (Risse, verdeckte Schäden, Parasiten, 
Operationen, Nadeleinschlüsse etc.) sind möglich.  
 
§ 9 Geheimhaltung  
1. Der Kunde ist verpflichtet, alle nicht offenkundigen kaufmännischen und technischen 
Informationen bzw. Kenntnisse, die durch die Geschäftsbeziehung zwischen uns und dem Kunden 
bekannt werden, als Geschäftsgeheimnis zu wahren.  

2. Der Kunde darf nur nach unserer vorherigen schriftlichen Zustimmung mit der gemeinsamen 
Geschäftsbeziehung werben.  
 
§ 10 Widerrufsbelehrung  
1. Verbraucher haben das folgende  
 



Widerrufsrecht:  
Sie haben das Recht, binnen vierzehn Tagen ohne Angabe von Gründen diesen Vertrag zu 
widerrufen. Die Widerrufsfrist beträgt vierzehn Tage ab dem Tag, an dem Sie oder ein von Ihnen 
benannter Dritter, der nicht der Beförderer ist, die Waren in Besitz genommen haben bzw. hat.  
Um Ihr Widerrufsrecht auszuüben, müssen Sie uns (Evers Transport & Logistics GmbH, Eilter 
Dorfstraße 4, 29693 Ahlden, Fax: 05164 – 8014-22, E-Mail: info@evers-gmbh.de)  
mittels einer eindeutigen Erklärung (z. B. ein mit der Post versandter Brief, Telefax oder E-Mail) über 
Ihren Entschluss, diesen Vertrag zu widerrufen, informieren. Sie können dafür das beigefügte 
Muster-Widerrufsformular verwenden, das jedoch nicht vorgeschrieben ist. Zur Wahrung der 
Widerrufsfrist reicht es aus, dass Sie die Mitteilung über die Ausübung des Widerrufsrechts vor 
Ablauf der Widerrufsfrist absenden.  
Folgen des Widerrufs  
Wenn Sie diesen Vertrag widerrufen, haben wir Ihnen alle Zahlungen, die wir von Ihnen erhalten 
haben, einschließlich der Lieferkosten (mit Ausnahme der zusätzlichen Kosten, die sich daraus 
ergeben, dass Sie eine andere Art der Lieferung als die von uns angebotene, günstigste 
Standardlieferung gewählt haben), unverzüglich und spätestens binnen vierzehn Tagen ab dem Tag 
zurückzuzahlen, an dem die Mitteilung über Ihren Widerruf dieses Vertrags bei uns eingegangen ist. 
Für diese Rückzahlung verwenden wir dasselbe Zahlungsmittel, das Sie bei der ursprünglichen 
Transaktion eingesetzt haben, es sei denn, mit Ihnen wurde ausdrücklich etwas anderes vereinbart; 
in keinem Fall werden Ihnen wegen dieser Rückzahlung Entgelte berechnet. Wir können die 
Rückzahlung verweigern, bis wir die Waren wieder zurückerhalten haben oder bis Sie den Nachweis 
erbracht haben, dass Sie die Waren zurückgesandt haben, je nachdem, welches der frühere 
Zeitpunkt ist.  
Sie haben die Waren unverzüglich und in jedem Fall spätestens binnen vierzehn Tagen ab dem Tag, 
an dem Sie uns über den Widerruf dieses Vertrags unterrichten, an uns zurückzusenden oder zu 
übergeben. Die Frist ist gewahrt, wenn Sie die Waren vor Ablauf der Frist von vierzehn Tagen 
absenden. Sie tragen die unmittelbaren Kosten der Rücksendung der Waren. Sie müssen für einen 
etwaigen Wertverlust der Waren nur aufkommen, wenn dieser Wertverlust auf einen zur Prüfung 
der Beschaffenheit, Eigenschaften und Funktionsweise der Waren nicht notwendigen Umgang mit 
ihnen zurückzuführen ist.  
2. Widerrufsformular  
 
(Wenn Sie den Vertrag widerrufen wollen, dann füllen Sie bitte dieses Formular aus und senden Sie 
es zurück.)  
• An Evers Transport & Logistics GmbH, Eilter Dorfstraße 4, 29693 Ahlden, Fax: 05164 – 8014-22, E-
Mail: info@evers-gmbh.de  
• Hiermit widerrufe(n) ich/wir (*) den von mir/uns (*) abgeschlossenen Vertrag über den Kauf der 
folgenden Waren (*)/die Erbringung der folgenden Dienstleistung (*)  
• Bestellt am (*)/erhalten am (*)  



• Name des/der Verbraucher(s)  
• Anschrift des/der Verbraucher(s)  
• Unterschrift des/der Verbraucher(s) (nur bei Mitteilung auf Papier)  
• Datum  
(*) Unzutreffendes streichen.  
§ 11 Gerichtsstand, anwendbares Recht  
1. Sofern der Kunde Kaufmann, juristische Person des öffentlichen Rechts oder öffentlich-rechtlichen 
Sondervermögen ist, vereinbaren die Parteien den Gerichtsstand Ahlden.  

2. Hinsichtlich aller Rechte und Pflichten aus dem mit uns abgeschlossenen Vertrag findet deutsches 
Recht Anwendung. Das UN-Kaufrecht (CISG) wird ausdrücklich ausgeschlossen.  
 
§ 12 Salvatorische Klausel  
Sollte eine Bestimmung dieser Vereinbarung ganz oder teilweise unwirksam sein oder ihre 
Rechtswirksamkeit später verlieren, so soll hierdurch die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen nicht 
berührt werden. Anstelle der unwirksamen Bestimmung gelten die gesetzlichen Vorschriften.  
Stand: 15.07.2020 


